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Fragebogen 

– Bereitstellung eines Zugangs zu den Online-Diensten im 
Erzbistum Paderborn – 

Bitte senden Sie den ausgefüllten und unterschriebenen Fragebogen postalisch, per Fax 

oder E-Mail an: 

Erzbischöfliches Generalvikariat Paderborn 
Domplatz 3 
33098 Paderborn 
Abteilung Informationstechnologie, Referat IT-Betrieb und Anwenderbetreuung 
Fax: 05251 125 14 70 
E-Mail: it-anfrage@erzbistum-paderborn.de 
 

Pastoralverbund  
 
Anwender: 

Vorname  
Nachname  
Funktion  
Pfarrei  
Diese personenbezogenen Daten werden zum Zwecke der Bereitstellung und des Betriebs 
von Online-Diensten erhoben, intern gespeichert und verarbeitet, für zweckgebundene 
Benachrichtigungen und für Unterstützungsleistungen auf der Rechtsgrundlage einer 
Einwilligung (§ 6 b) KDG verwendet. 

 

Ansprechpartner bei technischen Fragen: 

Vorname   
Nachname   
Telefon   
E-Mail   
Unterschrift   

Diese personenbezogenen Daten werden zum Zwecke der Bereitstellung und des Betriebs 
von Online-Diensten erhoben, intern gespeichert und verarbeitet, für zweckgebundene 
Benachrichtigungen, bei Rückfragen und zur Klärung von technischen Fragen auf der 
Rechtsgrundlage einer Einwilligung (§ 6 b) KDG verwendet. 

Hinweis: Sie benötigen Internet (DSL Anbindung) von mindestens 6000 Kbit/s und einen PC 
mit aktuellem Virenschutz.  
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Der Anwender soll zugreifen auf: 

☐ Dateispeicher/Filesystem des entsprechenden PRs/PVs 

     Kirchliches Meldewesen inkl. E-Mailadresse nach dem Muster 
 Vorname.Nachname@erzbistum-paderborn.de 

     E-Mailadresse nach dem Muster Vorname.Nachname@erzbistum-paderborn.de 

☐ TErMin 

 

Zugangstoken/Sicherheitstoken: 

Für den Zugang wird eine 2-Faktor-Authentifizierung über einen Sicherheitstoken realisiert. 

Ich bitte hiermit um die Ausstattung mit folgendem Authentifizierungssystem: 

     Klassischer Token (Schlüsselanhänger) mit LCD-Anzeige 

     Mobile-Token als Smartphone-App (siehe dazu Anlage Mobile Token) 

Bitte verwenden Sie folgende E-Mail Adresse _______________________________  
für die Einrichtung des Mobile-Token. Diese personenbezogenen Daten werden zum 
Zwecke der Bereitstellung und des Betriebs von Online-Diensten erhoben, intern 
gespeichert und verarbeitet, für zweckgebundene Benachrichtigungen und für zur 
Einrichtung eines Mobile-Token auf der Rechtsgrundlage einer Einwilligung (§ 6 b) 
KDG verwendet. 

 

Gewünschter Umstellungstermin: _________________________(Datum oder sofort) 

Hinweis: Die Speicherung und Verarbeitung der erhobenen personenbezogenen Daten 
erfolgt bis zur Beendigung der beschriebenen Dienstleistung. Werden personenbezogene 
Daten der Pflichtfelder nicht angegeben, kann die Dienstleistung nicht zur Verfügung gestellt 
werden. 

 

___________________________________________ 
Datum, Unterschrift (Anwender) 

___________________________________________ 
Name in Klarschrift 
 

___________________________________________ 
Datum, Unterschrift (PV-/PR-Leitung) 

___________________________________________ 
Name in Klarschrift 
 
Die für die Unterschriften erforderlichen Namen werden zum Zwecke der Verarbeitung für die 
Erfüllung eines Vertrags, dessen Vertragspartei die betroffene Person ist, oder zur 
Durchführung vorvertraglicher Maßnahmen auf Rechtsgrundlage (§ 6 c) KDG verarbeitet.
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Anlage Mobile Token 
 
Authentifizierungsmethoden für die Online-Dienste 
 
Neben der derzeitigen Variante "Physikalischer Safenet-Token (Schlüsselanhänger), können 
wir Ihnen auch einen Mobile-Token als Smartphone-App (IOS und Android) anbieten. 
 
Ein solcher Mobile-Token kann z. B. in der Gemalto/Safenet App auf einem dienstlichen oder 
privaten Smartphone (IOS oder Android) eingesetzt werden.  
Nach einer einmaligen Registrierung benötigen Sie dann nur noch Ihr Smartphone zur 
Anmeldung. 
 

 
Abb. Mobile-Token Safenet  
 
Voraussetzungen für einen Mobile-Token 
Zur Einrichtung eines Mobile-Token wird eine E-Mail an eine E-Mailadresse versandt, welche 
Sie im Idealfall vom Smartphone direkt abrufen können  
(bei Bedarf kann die E-Mail auch im Nachgang durch Sie an die gewünschte Adresse 
weitergeleitet werden).  
Um die App zu laden und den Mobile-Token auf dem Smartphone in Betrieb zu nehmen, 
wird eine Internetanbindung benötigt.  
Nach erfolgreicher Einrichtung ist eine Internetanbindung nicht mehr nötig. 
 
Das Anmeldeverfahren an den Online-Diensten bleibt in der Handhabung so wie bisher -  
Sie verwenden nur anstatt des physikalischen Safenet-Tokens (Schlüsselanhängers) die 
App auf Ihrem Smartphone. 
 
Die Vorteile des Mobilen-Sicherheitstokens: 

- Es gibt keine zusätzliche fehleranfällige Hardware (defektes Display oder leere 
Batterie). 

- Der Austausch und die Neuausstellung eines Mobile-Tokens kann sehr schnell via E-
Mail erfolgen [Transferzeiten für den postalischen Versandt entfallen]. 

- Sie benötigen keine zusätzliche Hardware die Sie z. B. zwischen zwei Standorten 
mitnehmen müssen.
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Anlage Betroffenenrechte 

Übersicht der Betroffenenrechte im Rahmen der Erhebung und Verarbeitung von 
personenbezogenen Daten nach dem Katholischen Datenschutzgesetz (KDG). 

Neben den im Folgenden aufgelisteten Rechten haben betroffene Personen die Möglichkeit 
den zuständigen betrieblichen Datenschutzbeauftragten zu kontaktieren und das Recht sich 
bei der zuständigen Aufsichtsbehörde zu beschweren. 

Betriebliche Datenschutzbeauftragte für das Erzbistum Paderborn: 

Frau Wiebke Schulte 

Leiterin des Geschäftsbereichs Datenschutz 

ecoprotec GmbH 

Pamplonastr. 19 

33102 Paderborn 

Telefon: 05251 877 888-303 

 E-Mail: erzbistum-paderborn@ecoprotec.de 

Datenschutzaufsicht für das Erzbistum Paderborn: 

Katholisches Datenschutzzentrum (KdöR) 

Brackeler Hellweg 144 

44309 Dortmund 

Telefon: 0231/13 89 85-0 

Telefax: 0231/13 89 85-22 

E-Mail: info@kdsz.de 

§ 17 Auskunftsrecht der betroffenen Person 

(1) Die betroffene Person hat das Recht, von dem Verantwortlichen eine Auskunft 
darüber zu verlangen, ob sie betreffende personenbezogene Daten verarbeitet werden; ist 
dies der Fall, so hat sie ein Recht auf Auskunft über diese personenbezogenen Daten und 
auf folgende Informationen: 

a) die Verarbeitungszwecke; 

b) die Kategorien personenbezogener Daten, die verarbeitet werden; 

c) die Empfänger oder Kategorien von Empfängern, gegenüber denen die 
personenbezogenen Daten offengelegt worden sind oder noch offengelegt werden, 
insbesondere bei Empfängern in Drittländern oder bei internationalen Organisationen; 

d) falls möglich die geplante Dauer, für die die personenbezogenen Daten gespeichert 
werden, oder, falls dies nicht möglich ist, die Kriterien für die Festlegung dieser Dauer; 

e) das Bestehen eines Rechts auf Berichtigung oder Löschung der sie betreffenden 
personenbezogenen Daten oder auf Einschränkung der Verarbeitung durch den 
Verantwortlichen oder eines Widerspruchsrechts gegen diese Verarbeitung; 
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f) das Bestehen eines Beschwerderechts bei der Datenschutzaufsicht; 

g) wenn die personenbezogenen Daten nicht bei der betroffenen Person erhoben werden, 
alle verfügbaren Informationen über die Herkunft der Daten; 

h) das Bestehen einer automatisierten Entscheidungsfindung einschließlich Profiling 
gemäß § 24 Absätze 1 und 4 und – zumindest in diesen Fällen – aussagekräftige 
Informationen über die involvierte Logik sowie die Tragweite und die angestrebten 
Auswirkungen einer derartigen Verarbeitung für die betroffene Person. 

(2) Werden personenbezogene Daten an oder in ein Drittland oder an eine internationale 
Organisation übermittelt, so hat die betroffene Person das Recht, über die geeigneten 
Garantien gemäß § 40 im Zusammenhang mit der Übermittlung unterrichtet zu werden. 

(3) Der Verantwortliche stellt eine Kopie der personenbezogenen Daten, die Gegenstand 
der Verarbeitung sind, zur Verfügung. Für alle weiteren Kopien, die die betroffene Person 
beantragt, kann der Verantwortliche ein angemessenes Entgelt auf der Grundlage der 
Verwaltungskosten verlangen. Stellt die betroffene Person den Antrag elektronisch, so sind 
die Informationen in einem gängigen elektronischen Format zur Verfügung zu stellen, sofern 
sie nichts anderes angibt. 

(4) Das Recht auf Erhalt einer Kopie gemäß Absatz 3 darf die Rechte und Freiheiten 
anderer Personen nicht beeinträchtigen. 

(5) Das Recht auf Auskunft der betroffenen Person gegenüber einem kirchlichen Archiv 
besteht nicht, wenn das Archivgut nicht durch den Namen der Person erschlossen ist oder 
keine Angaben gemacht werden, die das Auffinden des betreffenden Archivguts mit 
vertretbarem Verwaltungsaufwand ermöglichen. 

(6) Das Recht auf Auskunft der betroffenen Person besteht ergänzend zu Absatz 5 nicht, 
wenn 

a) die betroffene Person nach § 15 Absatz 4 oder 5 oder nach § 16 Absatz 5 nicht zu 
informieren ist oder 

b) die Daten 

(1) nur deshalb gespeichert sind, weil sie aufgrund gesetzlicher oder 
satzungsmäßiger Aufbewahrungsvorschriften nicht gelöscht werden dürfen oder 

(2) ausschließlich Zwecken der Datensicherung oder der Datenschutzkontrolle dienen 
und die Auskunftserteilung einen unverhältnismäßigen Aufwand erfordern würde 
sowie eine Verarbeitung zu anderen Zwecken durch geeignete technische und 
organisatorische Maßnahmen ausgeschlossen ist. 

(7) Die Gründe der Auskunftsverweigerung sind zu dokumentieren. Die Ablehnung der 
Auskunftserteilung ist gegenüber der betroffenen Person zu begründen, soweit nicht durch 
die Mitteilung der tatsächlichen oder rechtlichen Gründe, auf die die Entscheidung gestützt 
wird, der mit der Auskunftsverweigerung verfolgte Zweck gefährdet würde. Die zum Zweck 
der Auskunftserteilung an die betroffene Person und zu deren Vorbereitung gespeicherte 
Daten dürfen nur für diesen Zweck sowie für Zwecke der Datenschutzkontrolle verarbeitet 
werden; für andere Zwecke ist die Verarbeitung nach Maßgabe des § 20 einzuschränken. 

(8) Wird der betroffenen Person durch eine kirchliche Stelle im Sinne des § 3 Absatz 1 lit. 
a) keine Auskunft erteilt, so ist sie auf Verlangen dem Diözesandatenschutzbeauftragten zu 
erteilen, soweit nicht die Bischöfliche Behörde im Einzelfall feststellt, dass dadurch kirchliche 
Interessen erheblich beeinträchtigt würden. 
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(9) Das Recht der betroffenen Person auf Auskunft über personenbezogene Daten, die 
durch eine kirchliche Stelle im Sinne des § 3 Absatz 1 lit. a) weder automatisiert verarbeitet 
noch nicht automatisiert verarbeitet und in einem Dateisystem gespeichert werden, besteht 
nur, soweit die betroffene Person Angaben macht, die das Auffinden der Daten ermöglichen, 
und der für die Erteilung der Auskunft erforderliche Aufwand nicht außer Verhältnis zu dem 
von der betroffenen Person geltend gemachten Informationsinteresse steht. 

§ 18 Recht auf Berichtigung 

(1) Die betroffene Person hat das Recht, von dem Verantwortlichen unverzüglich die 
Berichtigung sie betreffender unrichtiger personenbezogener Daten zu verlangen. Unter 
Berücksichtigung der Zwecke der Verarbeitung hat die betroffene Person das Recht, die 
Vervollständigung unvollständiger personenbezogener Daten – auch mittels einer 
ergänzenden Erklärung – zu verlangen. 

(2) Das Recht auf Berichtigung besteht nicht, wenn die personenbezogenen Daten zu 
Archivzwecken im kirchlichen Interesse verarbeitet werden. Bestreitet die betroffene Person 
die Richtigkeit der personenbezogenen Daten, ist ihr die Möglichkeit einer Gegendarstellung 
einzuräumen. Das zuständige Archiv ist verpflichtet, die Gegendarstellung den Unterlagen 
hinzuzufügen. 

§ 19 Recht auf Löschung 

(1) Die betroffene Person hat das Recht, von dem Verantwortlichen zu verlangen, dass 
sie betreffende personenbezogene Daten unverzüglich gelöscht werden, und der 
Verantwortliche ist verpflichtet, personenbezogene Daten unverzüglich zu löschen, sofern 
einer der folgenden Gründe zutrifft: 

a) die personenbezogenen Daten sind für die Zwecke, für die sie erhoben oder auf 
sonstige Weise verarbeitet wurden, nicht mehr notwendig; 

b) die betroffene Person widerruft ihre Einwilligung, auf die sich die Verarbeitung gemäß § 
6 Absatz 1 lit. b) oder § 11 Absatz 2 lit. a) stützte, und es fehlt an einer anderweitigen 
Rechtsgrundlage für die Verarbeitung; 

c) die betroffene Person legt gemäß § 23 Absatz 1 Widerspruch gegen die Verarbeitung 
ein und es liegen keine vorrangigen berechtigten Gründe für die Verarbeitung vor, oder 
die betroffene Person legt gemäß § 23 Absatz 2 Widerspruch gegen die Verarbeitung ein; 

d) die personenbezogenen Daten wurden unrechtmäßig verarbeitet; 

e) die Löschung der personenbezogenen Daten ist zur Erfüllung einer rechtlichen 
Verpflichtung nach dem staatlichen oder dem kirchlichen Recht erforderlich, dem der 
Verantwortliche unterliegt. 

(2) Hat der Verantwortliche die personenbezogenen Daten öffentlich gemacht und ist er 
gemäß Absatz 1 zu deren Löschung verpflichtet, so trifft er unter Berücksichtigung der 
verfügbaren Technologie und der Implementierungskosten angemessene Maßnahmen, auch 
technischer Art, um für die Datenverarbeitung Verantwortliche, die die personenbezogenen 
Daten verarbeiten, darüber zu informieren, dass eine betroffene Person von ihnen die 
Löschung aller Links zu diesen personenbezogenen Daten oder von Kopien oder 
Replikationen dieser personenbezogenen Daten verlangt hat. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht, soweit die Verarbeitung erforderlich ist 

a) zur Ausübung des Rechts auf freie Meinungsäußerung und Information; 
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b) zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung, die die Verarbeitung nach kirchlichem 
oder staatlichem Recht, dem der Verantwortliche unterliegt, erfordert, oder zur 
Wahrnehmung einer Aufgabe, die im kirchlichen Interesse liegt oder in Ausübung 
hoheitlicher Gewalt erfolgt, die dem Verantwortlichen übertragen wurde; 

c) aus Gründen des öffentlichen Interesses im Bereich der öffentlichen Gesundheit 
gemäß § 11 Absatz 2 lit. h) und i) sowie § 11 Absatz 3; 

d) für im kirchlichem Interesse liegende Archivzwecke, wissenschaftliche oder historische 
Forschungszwecke oder für statistische Zwecke, soweit das in Absatz 1 genannte Recht 
voraussichtlich die Verwirklichung der Ziele dieser Verarbeitung unmöglich macht oder 
ernsthaft beeinträchtigt, oder  

e) zur Geltendmachung von Rechtsansprüchen sowie zur Ausübung oder Verteidigung 
von Rechten. 

(4) Ist eine Löschung wegen der besonderen Art der Speicherung nicht oder nur mit 
unverhältnismäßig hohem Aufwand möglich, tritt an die Stelle des Rechts auf Löschung das 
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung gemäß § 20. Dies gilt nicht, wenn die 
personenbezogenen Daten unrechtmäßig verarbeitet wurden. Als Einschränkung der 
Verarbeitung gelten auch die Sperrung und die Eintragung eines Sperrvermerks. 

§ 20 Recht auf Einschränkung der Verarbeitung 

(1) Die betroffene Person hat das Recht, von dem Verantwortlichen die Einschränkung 
der Verarbeitung zu verlangen, wenn eine der folgenden Voraussetzungen gegeben ist: 

a) die Richtigkeit der personenbezogenen Daten wird von der betroffenen Person 
bestritten, und zwar für eine Dauer, die es dem Verantwortlichen ermöglicht, die 
Richtigkeit der personenbezogenen Daten zu überprüfen; 

b) die Verarbeitung ist unrechtmäßig und die betroffene Person lehnt die Löschung der 
personenbezogenen Daten ab und verlangt stattdessen die Einschränkung der Nutzung 
der personenbezogenen Daten; 

c) der Verantwortliche benötigt die personenbezogenen Daten für die Zwecke der 
Verarbeitung nicht länger, die betroffene Person benötigt sie jedoch zur Geltendmachung 
von Rechtsansprüchen oder zur Ausübung oder Verteidigung von Rechten oder 

d) die betroffene Person hat Widerspruch gegen die Verarbeitung gemäß § 23 eingelegt 
und es steht noch nicht fest, ob die berechtigten Gründe des Verantwortlichen gegenüber 
denen der betroffenen Person überwiegen. 

(2) Wurde die Verarbeitung gemäß Absatz 1 eingeschränkt, so dürfen diese 
personenbezogenen Daten – von ihrer Speicherung abgesehen – nur mit Einwilligung der 
betroffenen Person oder zur Geltendmachung von Rechtsansprüchen oder zur Ausübung 
oder Verteidigung von Rechten oder zum Schutz der Rechte einer anderen natürlichen oder 
juristischen Person oder aus Gründen eines wichtigen kirchlichen Interesses verarbeitet 
werden. 

(3) Eine betroffene Person, die eine Einschränkung der Verarbeitung gemäß Absatz 1 
erwirkt hat, wird von dem Verantwortlichen unterrichtet, bevor die Einschränkung 
aufgehoben wird. 

(4) Die in Absatz 1 lit. a), b) und d) vorgesehenen Rechte bestehen nicht, soweit diese 
Rechte voraussichtlich die Verwirklichung der im kirchlichen Interesse liegenden 
Archivzwecke unmöglich machen oder ernsthaft beeinträchtigen und die Ausnahmen für die 
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Erfüllung dieser Zwecke erforderlich sind. 

§ 22 Recht auf Datenübertragbarkeit 

(1) Die betroffene Person hat das Recht, die sie betreffenden personenbezogenen 
Daten, die sie einem Verantwortlichen bereitgestellt hat, in einem strukturierten, gängigen 
und maschinenlesbaren Format zu erhalten, und sie hat das Recht, diese Daten einem 
anderen Verantwortlichen ohne Behinderung durch den Verantwortlichen, dem die 
personenbezogenen Daten bereitgestellt wurden, zu übermitteln, sofern 

a) die Verarbeitung auf einer Einwilligung gemäß § 6 Absatz 1 lit. b) oder § 11 Absatz 2 lit. 
a) oder auf einem Vertrag gemäß § 6 Absatz 1 lit. c) beruht und 

b) die Verarbeitung mithilfe automatisierter Verfahren erfolgt. 

(2) Bei der Ausübung ihres Rechts auf Datenübertragbarkeit gemäß Absatz 1 hat die 
betroffene Person das Recht zu erwirken, dass die personenbezogenen Daten direkt von 
einem Verantwortlichen einem anderen Verantwortlichen übermittelt werden, soweit dies 
technisch machbar ist. 

(3) Die Ausübung des Rechts nach Absatz 1 lässt § 19 unberührt. Dieses Recht gilt nicht 
für eine Verarbeitung, die für die Wahrnehmung einer Aufgabe erforderlich ist, die im 
kirchlichen Interesse liegt oder in Ausübung hoheitlicher Gewalt erfolgt, die dem 
Verantwortlichen übertragen wurde. 

(4) Das Recht gemäß Absatz 2 darf die Rechte und Freiheiten anderer Personen nicht 
beeinträchtigen. 

(5) Das Recht auf Datenübertragbarkeit besteht nicht, soweit dieses Recht 
voraussichtlich die Verwirklichung der im kirchlichen Interesse liegenden Archivzwecke 
unmöglich macht oder ernsthaft beeinträchtigt und die Ausnahmen für die Erfüllung dieser 
Zwecke erforderlich sind. 

§ 23 Widerspruchsrecht 

(1) Die betroffene Person hat das Recht, aus Gründen, die sich aus ihrer besonderen 
Situation ergeben, jederzeit gegen die Verarbeitung sie betreffender personenbezogener 
Daten, die aufgrund von § 6 Absatz 1 lit. f) oder g) erfolgt, Widerspruch einzulegen; dies gilt 
auch für ein auf diese Bestimmungen gestütztes Profiling. Der Verantwortliche verarbeitet die 
personenbezogenen Daten nicht mehr, es sei denn, er kann zwingende schutzwürdige 
Gründe für die Verarbeitung nachweisen, die die Interessen, Rechte und Freiheiten der 
betroffenen Person überwiegen, oder die Verarbeitung dient der Geltendmachung von 
Rechtsansprüchen oder der Ausübung oder Verteidigung von Rechten. Das Recht auf 
Widerspruch gegenüber einer Stelle im Sinne des § 3 Absatz 1 lit a) besteht nicht, soweit an 
der Verarbeitung ein zwingendes kirchliches Interesse besteht, das die Interessen der 
betroffenen Person überwiegt, oder eine Rechtsvorschrift zur Verarbeitung verpflichtet. 

(2) Werden personenbezogene Daten verarbeitet, um Direktwerbung oder Fundraising 
zu betreiben, so hat die betroffene Person das Recht, jederzeit Widerspruch gegen die 
Verarbeitung sie betreffender personenbezogener Daten zum Zwecke derartiger Werbung 
einzulegen; dies gilt auch für das Profiling, soweit es mit solcher Direktwerbung in 
Verbindung steht. 

(3) Widerspricht die betroffene Person der Verarbeitung für Zwecke der Direktwerbung, 
so werden die personenbezogenen Daten nicht mehr für diese Zwecke verarbeitet. 

(4) Die betroffene Person muss spätestens zum Zeitpunkt der ersten Kommunikation mit 
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ihr ausdrücklich auf das in den Absätzen 1 und 2 genannte Recht hingewiesen werden; 
dieser Hinweis hat in einer verständlichen und von anderen Informationen getrennten Form 
zu erfolgen. 

(5) Die betroffene Person hat das Recht, aus Gründen, die sich aus ihrer besonderen 
Situation ergeben, gegen die sie betreffende Verarbeitung sie betreffender 
personenbezogener Daten, die zu wissenschaftlichen oder historischen Forschungszwecken 
oder zu statistischen Zwecken erfolgt, Widerspruch einzulegen, es sei denn, die 
Verarbeitung ist zur Erfüllung einer im kirchlichen Interesse liegenden Aufgabe erforderlich. 
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